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Das Finanzgericht Fulda hat mit Gerichtsbe
scheid vom 7.3.2019 (Geschäftsnummer 1
K 541/17) entschieden, dass die Beschrän
kung des Erbschaftsteuerklassenprivileg
nach § 15 Abs. 2 ErbStG auf Familienstiftun
gen «im Inland» gegen die Kapitalverkehrs
freiheit i. S. des Art. 40 des Abkommens übe
den Europäischen Wirtschaftsraums ve
stösst und entsprechend zu unterbleiben ha
Mögliche Rechtfertigungsgründe für ein
Ungleichbehandlung bestehen nach Ansich
des Finanzgerichts nicht. Auch liechtenste
nische Familienstiftungen können das Priv
leg aufgrund des Anwendungsvorrangs de
(den EU-Regelungen entsprechenden) Rege
lungen des EWR-Abkommens für sich bean
spruchen.
-

Im streitgegenständlichen Sachverhalt hatte ei
in Deutschland ansässiger Stifter eine Familien
stiftung mit Sitz und Geschäftsleitung in Liech
tenstein errichtet. Die Familienstiftung wurd
unwiderruflich errichtet; der Stifter hat sich d
nach liechtensteinischem Recht gem. Art. 55
§ 30 PGR möglichen Widerrufs- oder Ände
rungsrechte nicht vorbehalten. § 15 Abs. 
ErbStG sieht gesetzlich eine schenkungs- bzw
erbschaftsteuerliche Privilegierung einer Ers
widmung an eine Familienstiftung vor, wonac
sich der bei der Erststiftungswidmung zu ge
währende Freibetrag und die anzuwendend
Steuerklasse nach dem Verwandtschaftsgra
zwischen dem Stifter und dem entferntest Be

rechtigten der Stiftung richten soll. Im vorlie-
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genden Fall waren lediglich die Ehefrau, Kinde
und Enkel des Stifters berechtigt und somit di
Anspruchsgrundlage für die Anwendung eine
Freibetrages in Höhe von EUR 200.000.– un
der Erbschaftsteuerklasse I grds. gegeben. 
Das Finanzamt argumentierte jedoch, dass nac
dem nationalen Gesetzestext diese privilegiert
Besteuerung auf Familienstiftungen «im In
land» beschränkt sei, gewährte nur einen Freibe
trag in Höhe von EUR 20.000.– und wendete di
(ungünstigste) Steuerklasse III (hier 30 %) an. 
Hiergegen richtete sich die Klage des Stifters. De
Kläger argumentierte im Kern, wie von Gierhak
(ZErb 6/2016, S. 163–167) beschrieben. Das F
nanzgericht gab der Klage statt und erkannte im
Ergebnis, dass die gesetzliche Beschränkung au
Familienstiftungen «im Inland» gegen die Eu
ropäische Kapitalverkehrsfreiheit verstosse un
somit nicht anzuwenden ist. In der Beschrän
kung der privilegierten Besteuerung auf inländ
sche Familienstiftungen sieht das Finanzgerich
eine Beschränkung der Kapitalverkehrsfreihei
weil sie geeignet ist, Stifter aus wirtschaftliche
Gründen von der Errichtung einer Stiftung i
Liechtenstein abzuhalten. Eine Errichtung eine
liechtensteinischen Familienstiftung wäre, käm
die Beschränkung zur Anwendung, mit eine
deutlich höheren Steuerlast verbunden, als di
Errichtung einer deutschen Familienstiftung
Folglich muss der Stifter einen höheren finan
ziellen Aufwand betreiben, um eine ausländisch
Stiftung mit einem gleichwertigen Stiftungsve
mögen auszustatten. Mögliche Rechtfertigungs
gründe für eine Ungleichbehandlung vo
Erstwidmungen an eine inländische oder aus

ländische Familienstiftung liegen nicht vor. Ein 
mangelnder Informationsaustausch in Steue
sachen sei zwischen Deutschland und dem Fürs
tentum Liechtenstein seit den Informationsaus
tauschabkommen beider Staaten aus dem Jah
2009 nicht mehr anzunehmen. Auch sei darin
dass liechtensteinische Familienstiftungen -an
ders als deutsche Familienstiftungen – nich
alle 30 Jahre die Erbersatzsteuer des § 1 Abs. 
Nr. 4 ErbStG zu zahlen hätten, keine Schäd
gung der Kohärenz des Steuersystems zu sehen
Nachdem keine einschlägigen Rechtfertigungs
gründe für eine mögliche Beschränkung der Ka
pitalverkehrsfreiheit vorliegen, sei die gesetzl
che Beschränkung als diskriminierend z
betrachten und habe aufgrund des Anwen
dungsvorrangs der Regelungen des EWR-Ab
kommens zu unterbleiben.
Das Finanzgericht hält deshalb auch eine Vorla
ge nach Art. 267 Abs. 2 AEUV zu einem Voraben
scheidungsverfahren durch den EuGH in Bezu
auf einen Vertragsverstoss Deutschlands für nich
erforderlich. Die Wirksamkeit des Unionsrecht i
gewährleistet und das Ergebnis der Entscheidun
des Finanzgerichts stimmt mit dem von dem Ge
meinschaftsrecht verfolgten Ziel überein. 
Die vom Stifter einer liechtensteinischen Famil
enstiftung übernommene Schenkungssteue
wurde durch Änderungsbescheid um den en
sprechenden Betrag herabgesetzt.
Das Finanzamt hat inzwischen Revision gem
§ 115 Abs. 2 Nr. 2 FGO gegen den Gerichts
bescheid beim BFH (Az: II R 25/19) zur For
bildung des Rechts eingelegt. Gegen etwa noc
offene Erbschaftsteuerbescheide sollte Ein
spruch unter Verweis auf das genannte höchs
Nr. 7-8/2019 Seite 537

gerichtliche Verfahren eingelegt werden.
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	21 Entscheid des Bundesgerichts vom 1. Februar 2012, 2C_340/2011, E. 2.1.
	22 Vgl. auch HUNZIKER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 17 zu Art. 72 StHG mit weiteren Ausführungen zu Voraussetzungen für die direkte Anwendbarkeit.
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	33 Entscheid des Bundesgerichts vom 1. Februar 2012, 2C_340/2011, E. 2.4.
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	37 Entscheid des Bundesgerichts vom 1. Februar 2012, 2C_340/2011, E. 2.4.
	38 Gleicher Meinung die verfassenden Experten der Studie der Arbeitsgruppe «Pensionskassenbefreiung» zum Postulat Kaufmann vom 21. März 2003, S. 9; KUHN, Die Finanzierung von Immobilien-Projektentwicklungen durch Anlagestiftungen, N 464; LINDER/LAMPRECHT,
	39 Bericht der Expertengruppe Cagianut zur Steuerharmonisierung, in Schriftenreihe der Treuhand- Kammer, Band 128, 1994, S. 31.
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	42 Die Bestimmungen von Art. 23 Abs. 4 Satz 1 StHG (i. V. m. Art. 23 Abs. 1 lit. d StHG) und Art. 12 StHG waren entsprechend noch nicht zu berücksichtigen beim Erlass der relevanten Bestimmungen des BVG; vgl. dazu auch Entscheid des Bundesgerichts vom 5. 
	43 WALDBURGER, Vorsorgeeinrichtungen: Ersatzbeschaffungen und Verhältnis zwischen den Steueraufschubstatbeständen in Art. 80 Abs. 4 BVG und im StHG, in IFF Forum für Steuerrecht, 2013, S. 314 ff., 317.
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	45 WALDBURGER, Vorsorgeeinrichtungen: Ersatzbeschaffungen und Verhältnis zwischen den Steueraufschubstatbeständen in Art. 80 Abs. 4 BVG und im StHG, in IFF Forum für Steuerrecht, 2013, S. 314 ff., 318.
	46 Würden steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen Vorsorge in Bezug auf die durch Veräusserung realisierten Liegenschaftsgewinne der ordentlichen Gewinnsteuer unterliegen, würden so auch allfällige wiedereingebrachte Abschreibungen besteuert. Im Umke
	47 KOLLER, Stiftungen und, S. 89 f.; KUHN, Die Finanzierung von Immobilien-Projektentwicklungen durch Anlagestiftungen, N 471; KOMMISSION STEUERHARMONISIERUNG, Antwort 190, zitiert nach GRETER/GRETER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 46
	48 KOLLER, Stiftungen und, S. 89 f. (mit weiteren Ausführungen); KUHN, Die Finanzierung von Immobilien-Projektentwicklungen durch Anlagestiftungen, N 471; KOMMISSION STEUERHARMONISIERUNG, Antwort 190, zitiert nach GRETER/GRETER, Kommentar zum schweizerisch
	49 Entscheid des Bundesgerichts vom 5. Juli 2016, 2C_1080/2014, E. 5.5.2.
	50 Entscheid des Bundesgerichts vom 5. Juli 2016, 2C_1080/2014, E. 5.3.
	51 Art. 12 Abs. 5 StHG folgt auf Art. 12 Abs. 4 StHG, welcher sich mit der Erhebung der Grundstückgewinnsteuer auf Wertzuwachsgewinnen von Liegenschaften des Geschäftsvermögens befasst (Wahlfreiheit der Kantone das sogenannte monistische System einzuführe
	52 ZWAHLEN/NYFFENEGGER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 78 zu Art. 12 StHG.
	53 ZWAHLEN/NYFFENEGGER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 78 zu Art. 12 StHG.
	54 Vgl. zum Ganzen HUNZIKER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 18 zu Art. 72 StHG.
	55 ZWAHLEN/NYFFENEGGER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 79 zu Art. 12 StHG.
	56 Gleicher Meinung auch HUNZIKER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 18 zu Art. 72 StHG; RICHNER/FREI/KAUFMANN/MEUTER, Kommentar zum Zürcher Steuergesetz, 3. Auflage, N 1 zu § 225.
	57 KOLLER, Stiftungen und, S. 89 f. (mit weiteren Ausführungen); KUHN, Die Finanzierung von Immobilien-Projektentwicklungen durch Anlagestiftungen, N 471; KOMMISSION STEUERHARMONISIERUNG, Antwort 190, zitiert nach GRETER/GRETER, Kommentar zum schweizerisch
	58 Wenn steuerbefreite Vorsorgeeinrichtungen der Grundstückgewinnsteuer gemäss LCP unterliegen, kann es nicht angehen, dass ein anderer Steuersatz als derjenige, welcher gemäss LCP auf die natürlichen Personen für Grundstücksveräusserungen aus dem Privatve
	59 Ob allenfalls auch der im LCP statuierte haltedauerabhängige Grundstückgewinnsteuersatz, welcher nach 25 Jahren auf 0 % sinkt, gegen die Bestimmungen des StHG verstossen, soll hier nicht weiter untersucht werden. Diesbezüglich würde sich insbesondere di
	60 Daran vermag auch der Bundesgerichtsentscheid nichts zu ändern, sieht dieser zwar explizit vor, dass Art. 80 Abs. 4 Satz 2 BVG lex specialis sei. Daraus kann nicht geschlossen werden, dass der gesamte Art. 80 Abs. 4 BVG lex specialis sei, Satz 1 ist ja
	61 Vgl. auch HUNZIKER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 17 zu Art. 72 StHG.
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